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Der Bundesrat will mit dem ‚Neuen Führungsmodell für die Bundesverwaltung 
(NFB)‘ die ziel- und ergebnisorientierte Verwaltungsführung ausbauen. Dreh- und 
Angelpunkt ist der Voranschlag mit integriertem Aufgaben- und Finanzplan. Die 
Verwaltungseinheiten erhalten Globalbudgets und stellen ihre Leistungen transpa-
rent dar. Der Artikel zeigt den pragmatischen Ansatz für die Weiterentwicklung der 
Verwaltungsführung, der ohne ,Umbruch in Politik und Verwaltung‘ auskommt und 
20 Jahre Reformerfahrung gezielt zu nutzen versucht.

Schlagworte:   Wirkungsorientierte Verwaltungsführung, Planung und Steuerung, 

Performance Budgeting, Integrierter Aufgaben- und Finanzplan

1 Ausgangslage und Fragestellung

Der folgende Beitrag zeigt und kommentiert die Entwicklung der ziel- und er-
gebnisorientierten Verwaltungsführung beim Bund. Der aktuelle Ausbau mit dem 
Neuen Führungsmodell für die Bundesverwaltung (NFB) wird dabei sowohl mit 
den internationalen und nationalen Erfahrungen verglichen als auch in den wis-
senschaftlichen Diskurs eingeordnet. 

2 Internationale und nationale Erfahrungen

2.1 Verbesserung der Haushaltsteuerung in den OECD-Ländern

Zur Bewältigung der allgegenwärtigen Herausforderung, die zunehmenden und 
immer komplexer werdenden Aufgaben der öffentlichen Hand mit den knapper 
werdenden Ressourcen in Einklang zu bringen, sind wesentliche Verbesserungen 
der Haushaltsteuerung notwendig. Im OECD-Raum hat sich gezeigt, dass dazu 
neben der systematischen Verknüpfung von Finanz- und Leistungsinformationen 
ein funktionierender Finanzföderalismus, griffige Fiskalregeln sowie eine moder-
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ne Rechnungsführung und transparente Rechnungslegung gehören (OECD, 2012; 
Botschaft NFB, 2013: 824 f.). Schick fasst die wichtigsten Innovationen wie folgt 
zusammen (OECD, 2014): 

-
geln, Top-Down-Budgetvorgaben, mittelfristige Planungsvorgaben und Prio-
ritätensetzungen sowie langfristige Perspektiven für die Ausgaben- und Ein-
nahmenentwicklungen ohne Policy-Change.

-
informationen, Ausgaben- und Subventionsüberprüfungen sowie Evaluati-
onsergebnisse, um benötigte Ressourcen und gewünschte Ergebnisse mitein-
ander zu verknüpfen.

-
legung erfordert leicht zugängliche und qualitätsgesicherte Dokumente mit 
Open Data, partizipative Planungs- und Rechnungslegungsprozesse sowie fai-
re und vollständige Vermögensbewertungen.

Den Erfahrungen mit der stärkeren Ausrichtung der Budgetierung und Finanz-
planung auf Leistungen und Wirkungen (Performance Budgeting) kommt dabei 
für den Bund eine besondere Bedeutung zu. Der Bund hat hier – im Gegensatz zu 
den anderen Stossrichtungen, wo er teilweise selbst eine Vorreiterrolle einnimmt 
– noch Entwicklungsbedarf. Die in den OECD-Ländern gesammelten Erfahrungen 
mit Performance Budgeting machen aber deutlich, dass es in der Regel keine 
Patentrezepte gibt: Jedes Land muss das Performance Budgeting passend zu den 
eigenen Rahmenbedingungen und Zielen aufbauen. Ein Punkt lässt sich hingegen 
generell feststellen: Eine direkte oder mechanistische Verknüpfung zwischen Leis-
tungen und Ressourcen ist nur in seltenen Fällen gegeben. Die zusätzliche Leis-
tungstransparenz dient vielmehr der Information, um die (politische) Allokation 
der Mittel zu verbessern. 

2.2 Wirkungsorientierte Verwaltungsführung in den Kantonen

Die Philosophie des New Public Management (NPM) und das Modell der Wir-
kungsorientierten Verwaltungsführung (WoV) wurden zwischen 1996 und 2000 
in zwei Dritteln der Schweizer Kantone versuchsweise eingeführt (Ritz, 2005). 
Der Testbetrieb mit den neuen Instrumenten Leistungsauftrag und Produktgrup-
pen-Globalbudget wurden evaluiert, bevor diese neuen parlamentarischen Steue-
rungsinstrumente in rund der Hälfte aller Kantone definitiv und flächendeckend 
eingeführt wurden (Ritz und Sinelli, 2013; Botschaft NFB, 2013: 816). Die trans-
parente Darstellung der Verwaltungstätigkeit mit Hilfe von Leistungs- und Wir-
kungsinformationen wurden von den Parlamentarierinnen und Parlamentariern 
in der Regel begrüsst, der Verzicht auf die detaillierte Ressourcensteuerung jedoch 
kritisiert (Ritz, 2009). Umgekehrt ging den Verwaltungskadern die Erweiterung 
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der finanziellen Handlungsspielräume mit den Globalbudgets, insbesondere beim 
Personal- und Informatikaufwand noch zu wenig weit, um von einer gelungenen 
Management-Reform zu sprechen (Utz, 2010). Obwohl die Parlamentarierinnen 
und Parlamentarier beim Thema Globalbudget auch heute noch eine Machtver-
schiebung zu Gunsten der Verwaltung befürchten, konnte diese Veränderung der 
Machtbalance zwischen Exekutive und Legislative in der Schweiz empirisch nicht 
nachgewiesen werden (Ritz und Sager, 2010).

Besonderes Augenmerk wurde bei der Konzeption des NFB auf jene Kantone 
gelegt, die sowohl flächendeckende Globalbudgets als auch eine mehrjährige, in-
tegrierte Aufgaben- und Finanzplanung in der zentralen Verwaltung eingeführt 
haben. Dies sind die Kantone Aargau, Bern, Graubünden, Luzern, Solothurn, Zug 
und Zürich. Ein direkter Vergleich zwischen Bund und Kantonen ist jedoch auf-
grund der unterschiedlichen Haushaltsstrukturen schwierig: Während die Bundes-
ausgaben schwergewichtig aus Subventionen bestehen, ist dieser Anteil bei den 
Kantonen deutlich geringer. Beim Bund ist auch der Anteil politikvorbereitender 
Arbeiten tendenziell höher und noch schwieriger messbar. Die Kantone erbringen 
dagegen mehr Leistungen, die direkt von Bürgerinnen und Bürgern bezogen wer-
den. Hier ist die transparente Darstellung der Leistungen und Wirkungen des Ver-
waltungshandelns heute nicht mehr wegzudenken (Ritz und Sinelli, 2013: 366). 
Politikerinnen und Politiker legen zudem grosses Gewicht auf eine sorgfältige 
Übersetzung ihrer politischen Problemstellungen und Lösungsansätze in ein Set 
von Leistungs- und Wirkungszielen, die sich einfach messen und interpretieren 
lassen. Hier hilft oft ein kausales Wirkungsmodell bei der Entwicklung und Argu-
mentation (Sager, Ritz und Bussmann, 2010).

3 Entwicklung beim Bund 

3.1 Programm FLAG

Der Bund hat in den vergangenen Jahren mehrere Anstrengungen zur Verbesse-
rungen der Ziel- und Ergebnisorientierung unternommen. Sowohl bei der Steu-
erung der ausgelagerten Einheiten des Bundes (Corporate Governance) als auch 
in der Zusammenarbeit von Bund und Kantonen (Finanzausgleich und Aufga-
benteilung) werden diese Prinzipien breit angewendet. In der zentralen Bundes-
verwaltung wurden 1997 Pilotprojekte für das ‚Führen mit Leistungsauftrag und 
Globalbudget‘ (FLAG) gestartet und sukzessive zum Programm FLAG ausgebaut. 
Mittlerweile werden 20 Verwaltungseinheiten mit Leistungsaufträgen und Glo-
balbudgets geführt. Die Evaluation von FLAG 2009 hat gezeigt, dass sowohl die 
Verwaltungseinheiten als auch das Parlament mit der Stossrichtung grundsätzlich 
zufrieden sind. Im Hinblick auf eine flächendeckende Einführung wurde jedoch 
auch Optimierungspotenzial bei den Führungsinstrumenten, insbesondere beim 
(separaten) politischen Leistungsauftrag der Verwaltungseinheiten, festgestellt. 
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3.2 Abkehr vom dualen Steuerungssystem

Im Richtungsentscheid vom 4. Mai 2011 hatte sich der Bundesrat für die Abkehr 
vom dualen Steuerungssystem des Haushalts ausgesprochen. Er will das Neben-
einander von detaillierter Input-Steuerung und globalisierter FLAG-Steuerung 
beenden und durch ein neues, einheitliches Führungsmodell für die Bundesver-
waltung ablösen. Am 20. November 2013 verabschiedete er die Botschaft über 
die Weiterentwicklung der ziel- und ergebnisorientierten Verwaltungsführung – 
Neues Führungsmodell für die Bundesverwaltung (NFB). Anfangs 2014 starteten 
sowohl die Beratung der Gesetzesvorlage in den eidgenössischen Räten als auch 
die Realisierungsarbeiten in der Verwaltung. Der Bundesrat plant, das NFB auf 
den 1. Januar 2017 flächendeckend einzuführen. 

3.3 Ziele und Instrumente des NFB

Der Bundesrat will mit dem NFB 1) die Haushaltsteuerung verbessern, 2) die 
Verwaltungsführung und Verwaltungskultur weiterentwickeln sowie 3) die Wirt-
schaftlichkeit und Wirksamkeit der Bundesverwaltung erhöhen. Er schlägt dazu 
folgende instrumentellen Veränderungen vor:

Finanzen in der Haushaltssteuerung: Der Voranschlag und der Finanzplan 
werden zum neuen Voranschlag mit integriertem Aufgaben- und Finanzplan 
(Voranschlag mit IAFP) zusammengefasst. Die Planung für das Budgetjahr 
und die drei Folgejahre wird auf die Leistungsgruppen der Verwaltungsein-
heiten ausgeweitet und mit Zielen zu Leistungen und Wirkungen ergänzt. 

Departementen und ihren Ämtern abgeschlossenen Leistungsvereinbarungen 
werden die Leistungs- und Wirkungsziele aus dem Voranschlag mit weiteren 
Vorgaben ergänzt – sowohl für das Alltagsgeschäft in den Leistungsgruppen 
als auch für neue Projekte und Vorhaben.

-
instrumente fördern das wirtschaftliche Verhalten der einzelnen Mitarbeite-
rinnen und Mitarbeiter. Mit den Globalbudgets im Eigenbereich werden die 
betrieblichen Handlungsspielräume gezielt erhöht, ebenso mit den Möglich-
keiten zur Reservenbildung, zur Kreditüberschreitung bei leistungsbedingten 
Mehrerträgen sowie zur erleichterten Kreditverschiebung zwischen den Ver-
waltungseinheiten. 

Das NFB benötigt als Grundlage eine zusätzliche Ebene der funktionalen Gliede-
rung des Haushalts: die Leistungsgruppen der Verwaltungseinheiten. Sie werden 
anhand der Dimensionen Mengen, Qualitäten, Fristen, Kosten der Leistungen oder 
anhand der Zufriedenheit der Leistungsempfängerinnen und -empfänger beschrie-
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ben. Jede Verwaltungseinheit soll in der Regel eine bis fünf Leistungsgruppen aus-
weisen, sodass die Bundesverwaltung – neben den 13 Aufgabengebieten und 43 
Aufgaben –insgesamt etwa 120 Leistungsgruppen umfassen wird. Die bestehen-
den Wirkungsindikatoren der Legislaturplanung, die sog. Legislaturindikatoren, 
werden soweit wie möglich diesen Leistungsgruppen als Kontextinformationen 
zugeordnet und skizzieren so deren Wirkungsorientierung. Mit dieser Detaillie-
rung soll gewährleistet werden, dass sich die Politik nicht in zu umfangreichen 
Artikel- und Dienstleistungskatalogen verliert, sondern die Wirkung der politi-
schen Problemlösung im Auge behalten kann. Gleichzeitig wird sichergestellt, 
dass die Amtsleitungen ihre Leistungen wiedererkennen und ggf. die Korrektur-
anweisungen der Politik zielgerichtet umsetzen können. 

3.4 Verknüpfung mit den bestehenden Planungs- und Steuerungsprozessen

An den bestehenden politischen und betrieblichen Planungs- und Steuerungspro-
zessen werden mit dem NFB keine grundlegenden Änderungen vorgenommen. 
Die folgende Abbildung zeigt, wie die neuen Instrumente eingepasst werden:

Abbildung 1: Übersicht Instrumente NFB

Anknüpfungspunkt bleibt die Legislaturplanung mit den jährlichen Zielen des 
Bundesrates und der Departemente. Im Zentrum steht der neu gestaltete Voran-
schlag mit integriertem Aufgaben- und Finanzplan (vgl. Anhang), der jährlich in 
einem Planungs- und Budgetprozess erarbeitet bzw. vorgerollt wird. Die neu jähr-
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lich zwischen Departement und Amt abgeschlossenen Leistungsvereinbarungen 
fügen sich in die bestehenden Zielvereinbarungsprozesse ein und geben diesen 
eine minimal standardisierte Form vor.

Wichtig bleibt die Ressourcensteuerung: Damit sich der Aufwand im Eigenbe-
reich der Verwaltung (z.B. Personal- oder Informatikaufwand) insgesamt im Rah-
men der finanzpolitischen Vorgaben entwickelt, darf dieser nicht allein bottom-up 
aufgrund von Zielen in einzelnen Leistungsgruppen festgelegt werden. Der Bun-
desrat verfügt auch im NFB über die bewährten Instrumente für die globale Top-
down-Steuerung des Funktionsaufwands. Damit gibt er wie heute nach Bedarf 
übergeordnete Ziele für die Gesamtentwicklung, insbesondere des Personal- und 
Informatikaufwands, vor.

3.5 Parlamentarische Steuerung

Die heutige Machtbalance zwischen Parlament und Regierung, insbesondere die 
Kompetenzverteilung bei der Budgetierung und Planung soll grundsätzlich bei-
behalten werden. Die Einführung von Globalbudgets für Verwaltungseinheiten 
im Zuge des neuen Voranschlags mit IAFP führt zu folgenden Anpassungen beim 
parlamentarischen Steuerungsinstrumentarium:

-
tungseinheiten durch die situative Leistungssteuerung durch das Parlament 
ergänzt: Bei Bedarf kann es Aufwand, Ertrag und Investitionen sowie die Zie-
le, Messgrössen und Soll-Werte einzelner Leistungsgruppen mittels Beschluss 
von Planungsgrössen gezielt verändern. Im Notfall kann das Parlament mit-
tels Vorgaben für die Kreditverwendung sogar auf die detaillierte Ressour-
cenverwendung innerhalb des Globalbudgets einer Verwaltungseinheit durch-
greifen.

aber in Form eines einfachen Bundesbeschlusses, der von den Räten nach Be-
darf mit Aufträgen für eine Änderung des Finanzplans ergänzt werden kann. 
Diese Aufträge sind vom Bundesrat in der Regel im Entwurf des Voranschlags 
für das übernächste Jahr zu erfüllen. 

Diese parlamentarischen Steuerungsinstrumente basieren auf dem Prinzip einer 
selektiven Einflussnahme: Das Parlament legt fallweise fest, zu welchen Gegen-
ständen es Beschlüsse fassen oder dem Bundesrat Aufträge erteilen will. Flächen-
deckende ‚Pflichtübungen‘, die mit grossem Aufwand verbunden sind und das 
Parlament auch dort in die Pflicht nehmen, wo es eine Kompetenzdelegation an 
Bundesrat und Verwaltung vorzieht, werden somit vermieden.
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4 Beurteilung und Vergleich

Die folgende Beurteilung und Bewertung stellt keine wissenschaftliche ex-ante-
Evaluation dar, sondern die Sicht der Gesamtprojektleitung NFB. Eine ex-post-
Evaluation des Neuen Führungsmodells für die Bundesverwaltung ist jedoch ge-
plant; das Parlament soll den Evaluationsbericht zur Umsetzung und Wirksamkeit 
des NFB spätestens sechs Jahre nach seiner Einführung per 1.1.2017 erhalten.

4.1 Staatsrechtliche Anforderungen

Anhand der staatsleitenden Grundsätze (Mastronardi und Schedler, 1998: 67 ff.) 
lassen sich ausgewählte Problembereiche von Verwaltungsreformen etwas näher 
beleuchten:

-
antwortung eingebunden werden, denn es betreibt Kontrolle, nicht Cont-
rolling (Mastronardi in Mastronardi/Schedler, 1998: 72). Das NFB setzt eine 
kooperative Konzeption der Gewaltenteilung zwischen Parlament und Regie-
rung voraus. Mit der selektiven Einflussnahme auf der Finanz- oder Leis-
tungsseite wird das Parlament dem Bundesrat und der Verwaltung nur inso-
weit Handlungsanweisungen erteilen dürfen, als bestehende Rechtsnormen, 
Rechtsgleichheit und Rechtsschutz dabei nicht verletzt werden.

Souveräns – im Konfliktfall eine Vorrangstellung gegenüber dem Bundesrat 
und seiner Verwaltung zu (Lienhard, 2005: 129). Das NFB sieht zwar Global-
budgets für den Eigenbereich und höhere Transparenz für die Leistungen der 
Verwaltungseinheiten vor; es kennt jedoch weiterhin die parlamentarische 
Durchgriffsmöglichkeit auf die konkrete Ressourcenverwendung im Notfall. 

-
schaft, Umwelt und Wirtschaft legitimiert werden. Das NFB ermöglicht dem 
Parlament eine Beurteilung der Effektivität staatlicher Problemlösungen an-
hand eines kurzen Grundauftrags und ausgewählter Wirkungsindikatoren 
für jede Leistungsgruppe. Letztere bestehen insbesondere aus Legislatur- und 
Nachhaltigkeitsindikatoren.

-
tige Beschaffung, Produktion und Verteilung legitimiert werden. Das NFB 
ermöglicht dem Parlament eine Beurteilung der Effizienz staatlicher Prob-
lemlösungen anhand von Wirtschaftlichkeitszielen. Gemäss Botschaft NFB 
sind die Verwaltungseinheiten verpflichtet, nach Möglichkeit mindestens ein 
Wirtschaftlichkeitsziel auszuweisen und umzusetzen.
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Die Konzeption des NFB versucht den Planungsdialog zwischen Parlament und 
Regierung bei den Themen Wirtschaftlichkeit und Wirksamkeit staatlicher Leis-
tungen zu verstärken, ohne die Zuständigkeiten von Parlament und Regierung zu 
vermischen.

4.2 Performance Budgeting: Leistungsinformation oder Leistungssteuerung?

Im internationalen Vergleich des Performance Budgeting werden drei idealty-
pische Ausprägungen unterschieden (OECD, 2007: 21 f.; Botschaft NFB, 2013: 
823 ff.):

dienen nur als Hintergrundinformationen für Parlament und Öffentlichkeit; 
sie finden sich in der Regel in den Anhängen zu Finanzplänen, Budgets und 
Rechnungen.

-
den zusammen mit den Finanzinformationen systematisch für die Begrün-
dung von Budgetanträgen und Rechnungsabweichungen im Hauptdokument 
verwendet; es existiert aber keine direkte Verknüpfung von Leistungszielen 
und Ressourcenbedarf.

der geplanten oder abgerechneten Leistungen bemessen, so zum Beispiel im 
Bildungs-, Gesundheits- oder Sozialbereich, wo die Klassenzahlen, Patienten-
zahlen oder Fallzahlen den Mittelbedarf direkt bestimmen.

Die Konzeption des NFB sieht im Normalfall eine systematische Aufbereitung von 
Finanz- und Leistungsinformationen wie beim Typ 2 vor. Damit können auch 
die (im Entwurf vorliegenden) internationalen Leitlinien zur empfohlenen Praxis 
(Recommended Practice Guideline) für eine moderne Leistungsberichterstattung 
umgesetzt werden (IPSASB, 2013). Bei den politikvorbereitenden Ämtern und bei 
den Generalsekretariaten gibt es einen fliessenden Übergang von Kontextinfor-
mationen im Voranschlag mit IAFP zu Hintergrundinformationen in zusätzlichen 
Anhängen und Berichten gemäss Typ 1. Bei Verwaltungseinheiten mit einem ho-
hen Anteil an intern oder extern verrechenbaren Leistungen gibt es umgekehrt 
einen fliessenden Übergang zur Leistungssteuerung gemäss Typ 3.

Die parlamentarische Konsultation des Prototyps eines Voranschlags mit IAFP 
für sämtliche Departemente und Verwaltungseinheiten wird 2015 ein erstes Mal 
zeigen, ob es gelungen ist, die Leistungs- und Wirkungsinformationen einfach, 
miliztauglich und transparent aufzubereiten. Ob damit die Illusion einer direk-
ten oder mechanistischen Leistungssteuerung über den jährlichen Voranschlag 
geweckt wurde, wird sich dann in der - gesetzlich verankerten - Evaluation des 
NFB zeigen.
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4.3 Vergleich mit kantonalen WoV-Modellen

Im nationalen Vergleich des NFB mit den Modellen der Wirkungsorientierten Ver-
waltungsführung in den Kantonen Aargau, Bern, Graubünden, Luzern, Solothurn, 
Zug und Zürich lassen sich folgende Unterschiede feststellen:

nicht für Leistungs- oder Produktgruppen vor. Die in WoV-Modellen grund-
sätzlich geforderte Übereinstimmung von Finanz- und Leistungsseite wurde 
bewusst verlassen, um die Leistungstransparenz und die Wirkungsorientie-
rung zu fördern. So soll verhindert werden, dass Verwaltungseinheiten in der 
Regel bloss eine einzige Leistungsgruppe im Globalbudget ausweisen (vgl. 
Brühlmeier et al., 1998: 306 ff).

-
schlag und Finanzplan zum neuen Voranschlag mit IAFP kann die aggregierte 
Aufgabensicht und die mittelfristige Finanz- und Leistungsentwicklung jeder 
Verwaltungseinheit und jeder Leistungsgruppe in einem einzigen Dokument 
aufgezeigt und von der Politik beurteilt werden. 

Leistungsgruppe rücken auch die Ein- und Auswirkungen der Transferausga-
ben (rund 75% des Bundeshaushalts von über 65 Mia. Franken) ins Blickfeld 
von Planung und Steuerung. Deshalb werden die einzelnen Subventionen im 
Beschlussteil des Voranschlags nach Leistungsgruppen gegliedert.

-
klärung zum IAFP wurde dem Parlament in der Konsultation zur Botschaft 
NFB zwar vorgeschlagen, nach ersten negativen Rückmeldungen jedoch nicht 
mehr weiterverfolgt. Ausschlaggebend war insbesondere die allzu unverbind-
liche Rechtswirkung dieses zusätzlichen Instruments. 

Erst der konkrete Gebrauch der neuen Globalbudgets und des neuen Voranschlags 
mit IAFP über mehrere Jahre wird aufzeigen, ob es gelungen ist, den Planungsdi-
alog zwischen Parlament, Regierung und Verwaltung über die Finanzen, Leistun-
gen und Wirkungen der Bundesverwaltung zu stärken.

4.4 Vergleich mit dem bestehenden FLAG-Programm im Bund

Im direkten Vergleich mit dem bestehenden Programm FLAG bringt das NFB fol-
gende Veränderungen und Vereinfachungen:

-
tungsauftrags und des dazugehörigen Leistungs- und Wirkungsberichts ent-
fällt auch die Pflicht in der Verwaltungseinheit alle vier Jahre eine vollstän-
dige Strategieentwicklung durchzuführen. Im NFB genügen Angaben zur 
strategischen Stossrichtung oder zu den Kernaufgaben.
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eingeführten Kosten- und Leistungsrechnungen (KLR) nach ihren betriebli-
chen Bedürfnissen nutzen können, wird auch im NFB bewusst auf Standardi-
sierungen und detaillierte Vorgaben verzichtet. In Voranschlag und Rechnung 
werden neu Aufwand und Ertrag jeder Leistungsgruppe ausgewiesen (statt 
Kosten und Erlöse wie bei FLAG). 

zwei statt wie bei FLAG vier Globalbudgets haben, da bei ihnen die Investi-
tionsausgaben und -einnahmen mit dem Funktionsaufwand und -ertrag zu-
sammengefasst werden können. 

erhalten. Angesichts der politikvorbereitenden Verwaltungseinheiten mit schwer 
messbaren gesetzgeberischen Leistungen wird die Pflicht zur Formulierung ei-
nes Wirtschaftlichkeitsziels im Vergleich zu FLAG jedoch leicht gelockert.

-
tungsauftrags entfällt auch die Pflicht, für jede Leistungsgruppe ein sche-
matisches Wirkungsmodell für die kausalen Beziehungen zwischen Vollzug, 
Leistungen, Zielgruppen und Wirkungen aufzuzeichnen. An ihre Stelle treten 
ein kurzgefasster Grundauftrag (Text) und dazugehörige Wirkungsindikatoren 
(Tabelle), die für jede Leistungsgruppe in Voranschlag und Rechnung aufge-
führt werden.

Mit dieser Konzeption des NFB sollte es gelingen, die vom FLAG-Programm einge-
leiteten Verbesserungen der Verwaltungsführung und der Verwaltungskultur verein-
facht weiterzutragen und dauerhaft zu verankern. So wurden insbesondere die mit der 
Einführung der Globalbudgets im Eigenbereich verbundenen Anreize zu wirtschaft-
lichem und wirksamem Verhalten unverändert vom FLAG-Programm übernommen.

5 Fazit und Empfehlung

Mit dem NFB sollen Parlament, Regierung und Verwaltung gemeinsam gewinnen: 
Das Parlament erhält neue Informationen zur Wahrnehmung seiner Aufsichtstätig-
keit und zusätzliche Steuerungsmöglichkeiten im Leistungsbereich, ohne dass es 
durch die flächendeckende Einführung von Globalbudgets im Eigenbereich in der 
Führung des Haushalts insgesamt Kompetenzen einbüssen würde. Der Bundesrat 
und die Departementsvorsteher/innen erhalten Transparenz über die Leistungen der 
Verwaltungseinheiten und können bei Bedarf gezielte Vorgaben für die Planungs- 
und Budgetierungsprozesse machen. Die Verwaltung erhält Spielräume und Anreize 
zu wirksamem und wirtschaftlichem Handeln, ohne dass dadurch die Entwicklung 
des Haushalts aus dem Ruder läuft. Mit dem NFB wird auch ein Signal gegeben, den 
Reformwillen und die Erneuerungsfähigkeit in der Bundesverwaltung zu erhalten 
und zu stärken. 
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Abstract

With the new management model for the Federal Administration, the Federal 
Council wishes to expand target and results-oriented public management. The 
pivotal point is the budget and integrated medium-term plan. The administ-
rative units receive global budgets and set out their services in a transparent 
manner. The article shows the pragmatic approach for further developing public 
management, which succeeds without any upheaval in terms of policies and ad-
ministration and seeks to make targeted use of 20 years‘ experience of reforms.

Keywords:  Impact-oriented public management, planning and controlling,  

performance budgeting, integrated medium-term plan

Résumé

Avec le Nouveau modèle de gestion de l’administration fédérale (NMG), le Con-
seil fédéral entend développer une gestion administrative axée sur les objectifs 
et les résultats. Le budget assorti d‘un plan intégré des tâches et des finances 
constitue la pierre angulaire du projet. Les unités administratives disposeront 
d‘enveloppes budgétaires et présenteront leurs prestations de manière trans-
parente. Cet article présente l‘approche pragmatique qui vise à développer de 
manière ciblée la gestion de l‘administration sans modifier en profondeur la 
politique et l‘administration, mais en s‘appuyant sur 20 ans d‘expérience de 
réformes administratives.

Mots-Clé:  Gestion administrative axée sur l’impact, planification et  contrôle, 

budgétisation de la performance, plan intégré des tâches et des 

 finances
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Anhang

Musterbeispiel eines Voranschlags mit IAFP einer Verwaltungseinheit (1/2); 
 Auszug Layout-Entwurf
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Muster-Beispiel eines Voranschlags mit IAFP einer Verwaltungseinheit (2/2); 
 Auszug Layout-Entwurf

 

 


